
Grundsatz, daß die Parteien die Pflicht zu redlicher und 
sorgfältiger Prozeßführung haben, nicht zu vereinbaren.

Es soll zugegeben werden, daß auf diese Weise der 
Anspruch des Kindes mit einem weiteren Unsicher­
heitsfaktor belastet wird, der zu seiner Vernichtung füh­
ren kann. Hierbei ist jedoch der besondere Beweiswert 
des Blutgruppengutachtens zu berücksichtigen. Es schließt 
im Gegensatz zu den meisten anderen Beweismitteln 
.(z. B. Gutachten über Zeugungsunfähigkeit oder erb­
biologische Gutachten) den Verklagten mit Sicherheit 
aus. Daß er infolgedessen zur Unterhaltszahlung nicht 
mehr herangezogen werden kann, vermag ich bei dieser 
Sachlage nicht als Verletzung der Interessen des nicht­
ehelichen Kindes anzusehen.

Die Beiziehung des Gutachtens verzögert schließlich 
das Verfahren in der Regel nur um ein bis zwei Mo­
nate. Darin kann bei der Wichtigkeit der Ausschöpfung 
dieses Beweismittels keine Prozeßverschleppung ge­
sehen werden.

Abschließend sei noch auf die Forderung Kutschkes 
eingegangen, daß auch bei Ausschluß des Verklagten 
durch das Gutachten in den Gründen des Urteils eine 
allseitige Würdigung vorzunehmen ist. Das halte ich 
für abwegig. In den Entscheidungsgründen kann sich

der Richter ausschließlich auf das naturwissenschaft­
liche Gutachten und seinen bereits erwähnten juristi­
schen Beweiswert stützen. Alles weitere könnte nur 
Zweifel, Bedenken und Unsicherheit aufkommen lassen 
und das Urteil in seiner Überzeugungskraft beeinträch­
tigen.

Die Zusammenfassung ergibt folgendes:
1. Die Vernehmung der Kindesmutter ist in Unter­

haltsprozessen, abgesehen vom Versäumnisverfahren, 
unumgänglich.

2. Die Vereidigung der Kindesmutter ist erst zu be­
schließen, wenn ein Blutgruppengutachten vorliegt.

3. Der Verklagte ist für seine Behauptung, seine Bei­
wohnung habe außer Betracht zu bleiben, mit dem Be­
weismittel des Blutgruppengutachtens zuzulassen. '

Die vorliegenden Ausführungen sind nicht zuletzt 
bestimmt worden durch eine mehrjährige Praxis in der 
Durchführung von Unterhaltsprozessen. Sie bedürfen 
ohne Zweifel in ihrer rechtlichen Beweisführung ge­
nauerer Untersuchung und sind, worauf ich besonders 
hinweisen möchte, lediglich als Versuch zu betrachten, 
die Diskussion anzuregen und fortzuführen.

HORST FINCKE, Oberrichter am Stadtgericht 
von Groß-Berlin
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In seinem Artikel „Kritische Hinweise zur Tätigkeit 
des Rechtsanwalts im Eheverfahren“ übt K r ö n i n g  
in NJ 1957 S. 25 Kritik an „nicht selten“ vorkommen­
den Begründungen von Scheidungsklagen der Ehe­
männer. Seine Ausführungen können nicht unwider­
sprochen bleiben.

Zur schlüssigen Begründung einer Scheidungsklage 
ist notwendig, aber auch ausreichend, die eingehende 
Darlegung, daß die Ehe aus irgendwelchen Gründen 
ihren Sinn verloren habe. Nicht notwendig ist es zu­
nächst, alles das anzuführen, was für jene Begründung 
etwa noch vorgebracht werden könnte, wenn schon ein 
Teil dessen geeignet ist, die Überzeugung des Gerichts 
davon, daß die Ehe ihren Sinn verloren hat, herbeizu­
führen. Ein Mehr würde nur eine unnütze Belastung 
des Rechtsstreits bedeuten. Wird beispielsweise eine 
Klage darauf gestützt, daß die Prozeßparteien seit ge­
raumer Zeit getrennt leben, jede Verbindung zwischen 
ihnen aufgehoben ist und daß keine der Parteien den 
Versuch einer Wiederherstellung der ehelichen Gemein­
schaft gemacht hat, so ist solche Begründung durchaus 
genügend. Es ist daher nicht nötig, daß der klagende 
Ehemann etwa noch anführt, daß er sich einer anderen 
Frau zugewendet hat. Aber auch wenn der Sachverhalt 
nicht so einfach liegt, sondern der Kläger abstellt auf 
ein Verhalten der Verklagten, aus dem sich, wenn sein 
Vorbringen zutrifft, ergibt, daß die eheliche Bindung 
zerrissen ist und ihm nicht zugemutet werden kann, 
diesen Zustand fortdauern zu lassen, ist er nicht gehal­
ten, eigenes Verschulden darzulegen. Denn die Ver­
schuldensfrage hat ihre Bedeutung für die Scheidung 
verloren, und ausschlaggebend sind nur die Folgen, die 
sich aus einem etwaigen Verschulden für den Bestand 
der Ehe ergeben haben. Der Kläger ist daher nicht ge­
nötigt, etwa in der Klagebegründung eine Beichte seiner 
eigenen ehelichen Verfehlungen abzulegen. Wenn Krö­
ning auf den Eindruck hinweist, den eine solche Klage­
begründung auf Richter und Schöffen machen könne, 
so scheint er zu übersehen, daß das Gericht sich aus der 
einseitigen Klagebegründung noch gar keine Meinung 
über ihre Berechtigung bilden soll, sondern dies erst 
dann kann, wenn wenigstens die Erwiderung auf die 
Klage vorliegt. Und selbst dann ist noch kein abschlie­
ßendes Urteil möglich, weil im weiteren Prozeßverlauf 
der Vortrag der Parteien in der Verhandlung und das 
Ergebnis ihrer Vernehmung und etwaiger sonstiger 
Beweisaufnahmen zu einer Änderung des aus der 
Klage und deren Beantwortung gewonnenen Eindrucks 
nötigen können. Da die Begründung der Klage also gar 
nicht den Zweck haben kann, dem Gericht einen ver­
frühten, das künftige Urteil entscheidend beeinflussen­
den Eindruck zu vermitteln, ist die von Kröning wenn 
auch in eine Frage gekleidete Unterstellung abwegig, 
der Anwalt des Klägers versuche eine Täuschung des

Gerichts, wenn er etwaige eigene Ehewidrigkeiten des 
Klägers in der Klagebegründung nicht erwähnt. Solche 
Verfehlungen des Klägers anzuführen, ist im Gegenteil 
Sache der verklagten Partei. Es sind auch Fälle denk­
bar, in denen diese es vorzieht, ihrerseits solche Verfeh­
lungen dem Kläger gar nicht vorzuwerfen. Wenn bei­
spielsweise zu befürchten wäre, daß der gut verdie­
nende Kläger bei Bekanntwerden solcher Eheverfeh­
lungen seine Stellung und damit sein gutes Berufs­
einkommen verlieren könnte, wird die verklagte 
Ehefrau möglicherweise Bedenken tragen, durch ihr 
Vorbringen Folgen heraufzubeschwören, dig ihre und 
der Kinder Unterhaltsansprüche verringern würden. 
Soll hier also der Kläger verpflichtet sein, der Ver­
klagten vorzugreifen und etwas anzuführen, was diese 
selbst gar nicht vortragen will und was zur schlüssigen 
Begründung der Scheidungsklage auch gar nicht er­
forderlich ist?

Ohne den ausdrücklichen Wunsch seines Mandanten 
ist der Prozeßbevollmächtigte nicht verpflichtet, Ver­
fehlungen des Klägers, die dieser seinem Prozeßbevoll­
mächtigten offenbart hat, in die schlüssig begründete 
Klage aufzunehmen. Ja, mehr noch, er würde sich so­
gar einer schweren Pflichtverletzung schuldig machen, 
täte er es dennoch. Es liegt danach für Richter und 
Schöffen keinerlei Grund vor, erstaunt zu sein, wenn 
sie im ersten Termin beobachten, daß es den Anwalt 
eines Klägers nicht überrascht, eine von der Verklagten 
behauptete, vom Kläger nicht etwa schon in der Klage 
zugestandene Verfehlung als wahr erwiesen zu sehen.

Kröning meint, der Anwalt des Klägers müsse sich 
im Termin von seinem Auftraggeber distanzieren und 
ihn kritisieren, wenn er ihn unvollkommen oder falsch 
unterrichtet habe. Worin soll dieses Distanzieren be­
stehen? Er kann doch nichts weiter tun, als von dem 
Vorliegen einer ihm vom Kläger bisher etwa ver­
schwiegenen Verfehlung Kenntnis zu nehmen und sein 
weiteres Vorbringen danach einzurichten. Er wird 
selbstverständlich nicht eine Mohrenwäsche versuchen, 
aber u. U. genötigt sein, das vorzutragen, was die Ver­
fehlung des Klägers etwa in einem milderen Lichte 
erscheinen läßt, z. B. die Tatsache, daß diese Verfeh­
lung bis zu einem gewissen Grade ihre Ursache in Ver­
fehlungen der Verklagten hat. An dem Verhalten des 
Klägers eine — wie Kröning doch offenbar meint — 
tadelnde Kritik im Termin zu üben, ist der Anwalt 
weder verpflichtet noch auch nur berechtigt. Er mag 
noch so sehr das sittliche Verhalten des Klägers ver­
urteilen und die ungenügende Informationserteilung 
mißbilligen, es gehört aber nicht zu seiner Aufgabe, 
dieses Verhalten im öffentlichen Termin einer Kritik 
zu unterziehen. Damit würde er möglicherweise etwas 
tun, was auf eine unzulässige Unterstützung der Gegen­
partei hinausliefe. Im übrigen ist die kritische Würdi-
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